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Der volkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands auf die
Ukraine hat zur Verscharfung der Energieversorgungs-
lage in Europa und exorbitanten Preissteigerungen auf
den Energiemarkten gefiihrt. Um die Energieversorgungs-
sicherheit in Deutschland zu gewahrleisten, sollen neben
weiteren Mallnahmen insbesondere die erneuerbaren
Energien schneller ausgebaut werden.

Das Bundeskabinett hat am 12. Oktober 2022 den vom
Bundesministerium fir Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen (BMWSB) vorgelegten Gesetzentwurf zur so-
fortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen fir die er-
neuerbaren Energien im Stadtebaurecht beschlossen und
in das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren Uber-
fihrt. Das Gesetzgebungsvorhaben soll durch weitere An-
derungen im Baugesetzbuch (BauGB) einen Beitrag zur
Energiesicherheit bzw. eine weitere Beschleunigung des
Ausbaus erneuerbarer Energien bewirken. Hierzu wird
eine Aulienbereichsprivilegierung fir Elektrolyseure zur
Erzeugung von griinem Wasserstoff im Auf3enbereich im
BauGB eingeflihrt. Zudem soll eine Verordnungsermachti-
gung eingefiihrt werden, um bestehende Braunkohletage-
bauflachen leichter fir Windenergie- und Photovoltaikpro-
jekte zu nutzen. Schlief3lich soll das Verbot der optisch
bedrangenden Wirkung fur WEA gesetzlich klargestellt
und damit eingegrenzt werden. Der Gesetzentwurf kann im
parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren noch weitere
Anderungen erfahren.

Privilegierung fiir Elektrolyseure zur Wasserstof-
ferzeugung im Auflenbereich

Bei hohem Windaufkommen und der damit einhergehen-
den Einspeisung von Strom durch Windenergieanlagen
(WEA) kénnen in bestimmten Netzgebieten Netzengpasse
auftreten. Wahrend des Zeitraums des Netzengpasses
wird die Einspeisung von Erzeugungsanlagen daher durch
den jeweils zustandigen  Netzbetreiber gemaf

§ 13a Abs. 1 EnNWG begrenzt bzw. abgeregelt (Redis-
patch 2.0). Die betroffenen Anlagen kdénnen in diesem Zeit-

raum allein aus technischen Griinden keinen Strom erzeu-
gen und in das Netz einspeisen. Zudem hat der Netzbe-
treiber den betroffenen Anlagenbetreiber flr die Abrege-
lung gemaf § 13a Abs. 2 EnWG zu entschadigen. Um eine
Abregelung der WEA und den Verlust des Stroms zu ver-
meiden, kann der Uberschissige Strom im Fall eines
Netzengpasses jedoch durch einen Uber eine Direktleitung
mit den WEA verbundenen Elektrolyseur netzdienlich zur
Erzeugung von grinem Wasserstoff eingesetzt werden.
Durch den Gesetzentwurf soll ein § 249a BauGB einge-
fuhrt werden, der fur Vorhaben zur Herstellung oder Spei-
cherung von Wasserstoff einen Privilegierungstatbestand
schafft. Diese gelten kiinftig als im AuRenbereich gemaf
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegierte und damit grundsatz-
lich zulassige Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung
oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dienen.
Diese Privilegierung umfasst alle Anlagenteile, die der Her-
stellung oder Speicherung von Wasserstoff dienen. Dies
ist der Fall, wenn sie fur diese Funktion erforderlich oder
zumindest forderlich sind. Neben dem Elektrolyseur selbst
und dem notwendigen Wasserstoff-Speicher kénnen dies
Steuerungsmodule oder Kihlungen sein. Auch die Ergan-
zung der Anlage um einen Batteriespeicher fallt unter den
Wortlaut der Privilegierung, sofern dieser die Funktion hat,
die von der Wind- oder Photovoltaikanlage zur Verfigung
stehende Energie effektiver fir die Zwecke der Wasser-
stoffherstellung zu nutzen.

Raumlich-funktionaler Zusammenhang zur WEA

Um diese Privilegierung in Anspruch zu nehmen, muss der
Elektrolyseur gemal § 249a Nr. 1 BauGB in einem raum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit einer WEA stehen.
Es gentigt daher nicht, dass insoweit lediglich ein raumlich
funktionaler Zusammenhang zu einer Solaranlage besteht.
Ist allerdings ein rdumlich-funktionaler Zusammenhang zu
einer WEA gegeben, ist dartber hinaus auch ein An-
schluss von ebenfalls im raumlichen Zusammenhang ste-
henden Photovoltaikanlagen an die Anlage zur Herstellung
oder Speicherung von Wasserstoff moglich.
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Anschluss des Elektrolyseurs an mindestens fiinf
weitere WEA

Zudem muss gemalR § 249a Nr. 2 BauGB n.F. durch tech-
nische Vorkehrungen sichergestellt werden, dass der
Wasserstoff ausschlieRlich aus dem Strom der WEA sowie
mindestens finf weiteren WEA oder erganzend dazu aus
dem Strom von Solaranlagen erzeugt wird, die im raumli-
chen Zusammenhang mit dem Elektrolyseur stehen. Als
technische Vorkehrung kommt insbesondere eine Direkt-
leitung zwischen WEA und Elektrolyseur in Betracht. Da-
mit wird physikalisch sichergestellt, dass der Wasserstoff
ausschlieRlich aus erneuerbaren Energien erzeugt wird
(Griner Wasserstoff). Eine rein bilanzielle Verrechnung
der eingespeisten Strommengen mit den durch den Elekt-
rolyseur verbrauchten Strommengen geniigt somit nicht
den Anforderungen des Privilegierungstatbestands.

Dariiber hinaus werden auch bauliche Anforderungen an
den zu errichtenden Elektrolyseur gestellt. Nach
§ 249a Nr. 3 BauGB n.F. soll die Grolke der Grundflache
der zum Vorhaben gehérenden baulichen Anlagen
60 Quadratmeter und der H6henunterschied zwischen der
Gelandeoberflache im Mittel und dem héchsten Punkt der
baulichen Anlagen 3,5 Meter nicht Uberschreiten. Zudem
dirfen die WEA bzw. die Photovoltaikanlage gemaf
§ 249a Nr. 4 BauGB n.F. nicht bereits mit einem anderen
Elektrolyseur verbunden sein.

Privilegierung von WEA und Solaranlagen auf
ehemaligen Kohleabbauflichen

Ehemalige Abbauflachen des Braunkohletagebaus stellen
regelmaBig grolle, vergleichsweise konfliktarme Flachen
dar, die sich deshalb besonders fiir die Nutzung durch An-
lagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien eignen. Umweltbeeintrachtigungen oder Stérungen
der Nachbarschaft sind hier regelmaflig ausgeschlossen.
Als vorteilhaft erweist sich zudem, dass die Braunkohlebe-
reiche regelmaRig leicht an eine bereits bestehende Ener-
gienetzinfrastruktur angeschlossen werden kdnnen. Diese
Flachen sollen kinftig schneller fir Windenergie- oder
Photovoltaikprojekte genutzt werden kénnen.

Windenergieflachen

Mit § 249b BauGB n.F. werden Verordnungsermachtigun-
gen zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Abbaube-
reichen des Braunkohletagebaus eingefihrt.
§ 249b Abs. 1 Nr. 1 BauGB n.F. ermdglicht es Landern mit
Braunkohletagebau, die innerhalb der durch die Abbau-
grenzen definierten Abbaubereichen eines Braunkohlen-

oder Sanierungsplans gelegenen Flachen ganz oder teil-
weise fir WEA durch Rechtsverordnung zu aktivieren,
ohne dass es hierfiir einer Anderung entgegenstehender
Raumordnungs- oder Flachennutzungsplanung oder einer
planerischen Ausweisung von Windenergiegebieten im
Sinne des § 2 Nr. 1 Windenergieflachenbedarfsgesetz
(WindBG) bedirfte. Die Rekultivierungsziele des Braun-
kohlen- oder Sanierungsplans sind bei der Entscheidung
Uber die Zulassigkeit des Vorhabens angemessen zu be-
ricksichtigen. Soweit moglich, sind diese Ziele mit dem In-
teresse am Ausbau der erneuerbaren Energien in Einklang
zu  bringen. Dariiber  hinaus  sollen  gemaf
§ 249b Abs. 1 Nr. 2 BauGB n.F. die bergbaulichen Tatig-
keiten nicht erheblich beeintrachtigt werden, zu denen ge-
maf § 4 BBergG neben der Gewinnung u.a. auch die Wie-
dernutzbarmachung zahilt.

Zudem kann nach § 249b Abs. 1 Satz 2 BauGB der Gel-
tungsbereich der Rechtsverordnung auch auf bestimmte
Teile eines Abbaubereichs beschrankt werden. Die Lan-
desregierung kann also z.B. im Braunkohlen- oder Sanie-
rungsplan speziell ausgewiesene Renaturierungs- oder
Erholungsflachen vom Geltungsbereich der Verordnung
auszunehmen.

Photovoltaikflachen

In der Verordnung nach § 249b Abs. 2 BauGB n.F. soll be-
stimmt werden kénnen, ob und unter welchen Vorausset-
zungen dieselben oder andere Flachen innerhalb der Ab-
baubereiche ebenfalls ohne eine vorhergehende Planung
zur Errichtung von Freiflachen- oder schwimmenden So-
laranlagen genutzt werden kénnen. Fir diese Anlagen be-
wirkt die Landesverordnung neben der teilweisen Aufhe-
bung der Bindung an die Braunkohlen- oder
Sanierungsplane auch eine partielle Privilegierung, die
ausschlieBlich innerhalb der Abbaubereiche von Braun-
kohlen- oder Sanierungsplanen aktiviert werden kann.

Begrenzung des Verbots optisch bedringender
Wirkung

Das Verbot der optisch bedrangenden Wirkung und der
daraus folgenden Abstande zwischen WEA und von
Wohnbebauung sind bislang gesetzlich nicht geregelt,
sondern stltzen vornehmlich auf Richterrecht und unter-
gesetztliche Normen und verwaltungsinterne Leitlinien. Es
wird aus dem planungsrechtlichen Rucksichtnahmegebot
abgeleitet. Das Verbot optisch bedrangender Wirkung soll
nun durch einen neuen § 249 Abs. 10 BauGB erstmalig
bundesgesetzlich geregelt werden.

Danach soll der o6ffentliche Belang einer optisch bedran-
genden Wirkung einem Vorhaben nach
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§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, das der Erforschung, Entwick-
lung oder Nutzung der Windenergie dient, in der Regel
nicht entgegen stehen, wenn der Abstand von der Mitte
des MastfulRes der WEA bis zur nachstgelegenen bauli-
chen Nutzung zu Wohnzwecken mindestens 300 Meter
betragt. Die Regelung soll klarstellen, dass der optische
Schutz allein den Nahbereich um die WEA erfasst. Bei ei-
nem Abstand von mehr als 300 Metern ist eine optische

Hinweis

Bedrangung regelmafig nicht anzunehmen. Die Regelung
|&sst jedoch Raum, den besonderen Verhaltnissen weiter-
hin im Einzelfall Rechnung zu tragen. Eine optisch bedran-
gende Wirkung von mehr als 300 Meter entfernten WEA
kommt allerdings nur noch ausnahmsweise in Betracht,
wenn anderenfalls die Schwelle der Zumutbarkeit auf-
grund besonderer Umstande Uberschritten wirde.

Dieser Uberblick dient ausschlieRlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren
gewohnten Ansprechpartner bei GORG bzw. die Autorinnen bzw. den Autor Thorsten Kirch unter +49 221 33 66 0 784 oder tkirch@goerg.de oder Katharina Reiners

unter +49 221 33 66 0 788 oder kreiners@goerg.de oder Dr. Lisa Loffler unter +49 221 33 66 0 724 oder lloeffler@goerg.de an. Informationen zu den Autorinnen und
dem Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de.

Unsere Standorte
GORG Partnerschaft von Rechtsanwalten mbB

BERLIN
KantstraBe 164, 10623 Berlin
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0

KOLN
Kennedyplatz 2, 50679 Kdln
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80

FRANKFURT AM MAIN
Ulmenstrafte 30, 60325 Frankfurt am Main
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27

MUNCHEN
Prinzregentenstrafie 22, 80538 Miinchen
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90

HAMBURG
Alter Wall 20 — 22, 20457 Hamburg
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99




	Gesetzentwurf zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen 
	erneuerbarer Energien im Städtebaurecht
	Thorsten Kirch
	Hinweis 
	Unsere Standorte 
	GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB

	Privilegierung für Elektrolyseure zur Wasserstofferzeugung im Außenbereich
	Räumlich-funktionaler Zusammenhang zur WEA
	Anschluss des Elektrolyseurs an mindestens fünf weitere WEA

	Privilegierung von WEA und Solaranlagen auf ehemaligen Kohleabbauflächen
	Windenergieflächen

	Begrenzung des Verbots optisch bedrängender Wirkung

